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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 10. Mai 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Durchführungsgesetzes EWG Getreide, Reis, 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch 
sowie des Zuckergesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat am 5. April 1968 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

„In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 5 b Abs. 1 und 2 jeweils die Worte 
„ , die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf," durch 
die Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" zu ersetzen. 

Begründung 

Bei der erheblichen Bedeutung, die die Verteilung der Grund- 
quoten auf die einzelnen Fabriken für den regionalen Rübenbau 
hat, muß eine Beteiligung des Bundesrates gewährleistet sein. 
Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf." 

Die Bundesregierung hat diesem Änderungsvorschlag des Bun- 
desrates zugestimmt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Getreide, Reis, 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch sowie 
des Zuckergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG Getreide, Reis, 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch vom 30. Juni 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 617) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen 
Marktorganisationen für Getreide, Reis, Zucker, 
Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch sowie 
der Handelsregelung für Verarbeitungserzeug- 
nisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von 
Zucker 

{Durchführungsgesetz EWG Getreide, Reis, 
Zucker, Schweinefleisch, Eier und Geflügel- 
fleisch sowie Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse mit Zusatz von Zucker)" 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

«§ 1 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
die Durchführung 

1. der gemeinsamen Marktorganisationen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
für Getreide, Reis, Zucker, Schweine- 
fleisch, Eier und Geflügelfleisch (gemein- 
same Marktorganisationen), soweit Er- 
zeugnisse den Regelungen dieser Markt- 
organisationen unterliegen sowie 

2. der Handelsregelung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für Verarbei- 
tungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
mit Zusatz von Zucker (Handelsregelung)." 

3. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern für Wirtschaft und der Finanzen 
durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, Vorschriften zu 
erlassen über 


1. die Voraussetzungen, die Höhe und 
das Verfahren bei 

a) Ausfuhrerstattungen, 

b) Produktionserstattungen, 

c) Ubergangsvergütungen, 

d) Denaturierungsprämien und 

e) Einfuhrsubventionen zu Zwecken 
des Preisausgleichs, 

2. die Voraussetzungen und den Umfang 
der Ermäßigung von Einfuhrabschöp- 
fungen, 

3. das Verfahren bei 

a) Abgaben im Rahmen von Produk- 
tionsregelungen und 

b) Abgaben und Vergütungen zum 
Ausgleich von Lagerkosten, 

4. die Voraussetzungen, die Art und den 
Umfang sowie das Verfahren bei 
Maßnahmen zum Ausgleich des Un- 
terschiedes zwischen den innerstaat- 
lichen Zuckerpreisen und den ab 
1. Juli 1968 geltenden Zuckerpreisen, 

soweit dies zur Durchführung der gemeinsa- 
men Marktorganisationen oder der Handelsre- 
gelung erforderlich ist. 

(2) In Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
können die für die Überwachung erforderlichen 
Vorschriften erlassen werden, um sicherzustel- 
len, daß Erstattungen, Vergütungen, Prämien, 
Vergünstigungen im Rahmen des Preisaus- 
gleichs und Subventionen nicht zu Unrecht in 
Anspruch genommen und Abgaben in der vor- 
geschriebenen Höhe entrichtet werden. Die 
Rechtsverordnungen können insbesondere Mel- 
depflichten, Buchführungspflichten, Pflichten zu 
Auskünften, zur Duldung der Einsichtnahme in 
Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen und 
zur Duldung von Besichtigungen der Geschäfts- 
räume und Betriebsstätten sowie eine amtliche 
Überwachung der zweck- und fristgerechten 
Verwendung vorschreiben." 

4. Hinter § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a 

(1) Wer eine der in § 5 Abs. 1 bezeichne ten 
Vergünstigungen in Anspruch nimmt, hat ohne 
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Entschädigung in dem notwendigen Umfang die 
Entnahme von Mustern und Proben zu dulden. 

(2) Soweit in Rechtsverordnungen nach § 5 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a und b in Verbindung 
mit § 10 die Bundesfinanz Verwaltung als zu- 
ständige Stelle bestimmt ist, werden für Waren- 
untersuchungen, die bei der Gewährung von 
Erstattungen durchzuführen sind, Gebühren und 
Auslagen (Kosten) erhoben. Kostenschuldner ist 
der Erstattungsberechtigte. Er hat auch die 
Kosten der Verpackung und Versendung der 
Proben zu tragen. 

(3) Für Warenuntersuchungen, die von An- 
stalten der Bundeszollverwaltung durchgeführt 
werden, bemessen sich die Gebühren nach dem 
Gebührentarif für Untersuchungen in der je- 
weils geltenden Fassung der Anlage zu § 22 der 
Gebührenordnung für das Zoll-, Verbrauchs- 
steuer- und Branntweinmonopolverfahren vom 
9. Juni 1939 (Reichsministerialblatt S. 1268), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung zur Ände- 
rung der genannten Gebührenordnung vom 
26. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 677). Wird 
die Untersuchung für die Bundeszollverwaltung 
von einer anderen Untersuchungsstelle oder 
von einem öffentlich bestellten und vereidigten 
Sachverständigen ausgeführt, so bemessen sich 
die Kosten nach der Höhe der dafür entstan- 
denen Auslagen. 

(4) Die Kostenschuld entsteht hinsichtlich der 
Gebühren mit der Beendigung der Unter- 
suchung, im übrigen mit dem Anfall der Aus- 
lagen. Sie wird fällig mit der Bekanntgabe des 
Kostenbescheides. 

(5) Die Zolldienststelle setzt die Kosten durch 
Kostenbescheid fest, der folgende Angaben ent- 
halten muß: 

1. die kostenerhebende Dienststelle, 

2. den Kostenschuldner, 

3. die Art der Untersuchung, 

4. den Kostenbetrag und seine Zusam- 
mensetzung nach Gebühren und Aus- 
lagen, 

5. die Zahlungsaufforderung. 

Der Bescheid ist zuzustellen und hat eine Be- 
lehrung zu enthalten, welcher Rechtsbehelf zu- 
lässig und binnen welcher Frist und bei welcher 
Behörde er einzulegen ist; § 17 des Verwal- 
tungszustellungsgesetzes gilt sinngemäß. 

(6) Auf die Erhebung, Erstattung, Stundung, 
Niederschlagung und Beitreibung finden die für 
Steuern geltenden Vorschriften der Reichs- 
abgabenordnung sinngemäß Anwendung. 

(7) Der Kostenanspruch verjährt in einem 
Jahr; die Frist beginnt mit Ablauf des Jahres, 


in dem der Anspruch entstanden ist. §§ 146 bis 
148 der Reichsabgabenordnung gelten sinn- 
gemäß." 

5. Hinter § 5 a wird folgender § 5 b eingefügt: 

»§ 5 b 

(1) Der Bundesminister teilt im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Wirtschaft 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
die vom Rat der Europäischen Gemeinschaften 
zur Regelung der Zuckerproduktion für die 
Bundesrepublik Deutschland festgesetzten 
Grundmengen und Höchstquoten nach Maßgabe 
der vom Rat und der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften erlassenen Vorschriften 
auf die Zuckerfabriken oder die die Zucker- 
herstellung betreibenden Unternehmen auf. In 
Rechtsverordnungen nach Satz 1 können ferner 
Vorschriften über die Übertragung von Zucker- 
mengen, die über die Grundquoten hinaus er- 
zeugt werden, auf das folgende Zuckerwirt- 
schaftsjahr und über die Überwachung der Ein- 
haltung dieser Quoten erlassen werden, soweit 
dies zur Durchführung der vom Rat und der 
Kommission erlassenen Vorschriften erforder- 
lich ist; § 5 Abs. 2 Satz 2 gilt sinngemäß. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Wirtschaft und der Finanzen durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die Grundquoten in den 
vom Rat bestimmten Fällen und in dem vom 
Rat festgelegten Umfang zu ändern, um den 
Veränderungen in der Struktur der Zucker- 
industrie und im Zuckerrübenanbau Rechnung 
zu tragen." 

6. In §§ 7, 9 Abs. 1, § 10 Abs. 2, § 13 Abs. 1 Nr. 1 
und § 20 werden die Worte „der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft" gestrichen. 

7. In § 7 Nr. 2 wird das Wort „Eingangsabgaben" 
durch die Worte „Abschöpfungen (§ 1 des Ab- 
schöpfungserhebungsgesetzes) " ersetzt. 

8. In § 8 Abs. 1 erhalten die Sätze 1 und 2 folgende 
Fassung: 

„(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten 
über die Festsetzung von Abschöpfungssätzen 
und Prämien in Einfuhrlizenzen sowie über 
Ausfuhr- und Produktionserstattungen, Ab- 
gaben im Rahmen von Produktionsregelungen 
und Einfuhrsubventionen zu Zwecken des Preis- 
ausgleichs ist der Finanzrechtsweg gegeben. An 
die Stelle des Finanzamtes tritt dabei im Falle 
des § 4 die zuständige Marktordnungsstelle; 
dasselbe gilt, soweit in Rechtsverordnungen 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a, b und e 
und Nr. 3 Buchstabe a eine Marktordnungs- 
stelle als zuständige Stelle bestimmt ist," 


3 



Drucksache V/2907 


Deuts^er Bundestag — 5. Wahlperiode 


9. Hinter § 8 Abs. 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Liegen der Festsetzung von Ausfuhr- 
erstattungsbeträgen Entscheidungen zugrunde, 
die in der Ausfuhrlizenz oder der Erstattungs- 
zusage getroffen sind, so kann die Festsetzung 
des Erstattungsbetrages in dem Erstattungs- 
bescheid nicht mit der Begründung angefochten 
werden, daß die in der Ausfuhrlizenz oder Er- 
stattungszusage getroffene Entscheidung unzu- 
treffend sei. Dieser Einwand kann nur in dem 
Verfahren gegen die Festsetzung des Er- 
stattungssatzes in der Ausfuhrlizenz oder der 
Erstattungszusage erhoben v/erden." 

10. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Rechtsverordnungen nach § 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstaben a, b und e und Nr. 3 Buch- 
stabe a kann eine Marktordnungsstelle oder die 
Bundesfinanzverwaltung, in Rechtsverordnun- 
gen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c und d, 
Nr. 3 Buchstabe b und Nr. 4, §§ 7 und 9 kann 
eine Marktordnungsstelle als für die Durch- 
führung zuständige Stelle bestimmt werden." 

11. In § 11 wird hinter Nummer 1 die folgende 
neue Nummer 2 eingefügt: 

„2. für die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker die Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Zucker,". 

Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden Num- 
mern 3 bis 5. Hinter der Nummer 5 wird die 
folgende neue Nummer 6 angefügt: 

„6. für die Handelsregelung 

das Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft." 

12. In § 12 werden die Worte „§ 28 Abs. 2 a Satz 2" 
durch die Worte „§ 28 Abs. 2 a Satz 3" ersetzt. 

13. In § 2 Abs. 1 und Abs. 2, §§ 4, 10 Abs. 2, § 13 
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 und in § 20 werden je- 
weils hinter den Worten „gemeinsamen Markt- 
organisationen" die Worte „und der Handels- 
regelung" eingefügt. 

Artikel 2 

Das Zuckergesetz vom 5. Januar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 47), zuletzt geändert durch das Zweite 
Gesetz zur Ergänzung des Zuckergesetzes vom 
9. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 255), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 1 werden die Worte „Einfuhrstelle 
für Zucker (Einfuhrstelle)" durch die Worte 
„Einfuhr- und Vorratsstelle für Zucker (Einfuhr- 
und Vorratsstelle)" ersetzt. 

2. In § 5 Abs. 1 a, der Überschrift vor § 8, § 8 Abs. 2 
bis 6, § 9 Abs. 1, 3, 5 bis 7, § 10 Abs. 1 und 2, 


§ 11 Abs. 1. 2 und 4. § 15 und § 17 Abs. 1 Nr. 3 
und Abs. 2 Nr. 2 und 3 wird jeweils das Wort 
„Einfuhrstelle" durch die Worte „Einfuhr- und 
Vorratsstelle" ersetzt. 


Artikel 3 

Das Aul^nwirtschaftsgesetz wird wie folgt geändert: 

1. § 28 Abs. 2 a erhält folgende Fassung: 

„(2a) Ausschließlich zuständig sind im Rahmen 

1. der Marktorganisationen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft 

a) für Getreide und für Reis 

die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Getreide und Futtermittel 

b) für Schweinefleisch und für Rind- 
fleisch 

die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Schlachtvieh, Fleisch und 
Fleischerzeugnisse, 

c) für Milch und Milcherzeugnisse 
und für Fette 

die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Fette, 

d^ für Zucker 

die Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Zucker, 

e) für Eier und für Geflügelfleisch 
das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft, 

2. der Handelsregelung für Verarbei- 
tung&erzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse mit Zusatz von Zucker 

das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft 

jeweils im Bereich des Waren- und 
Dienstleistungsverkehrs mit den Erzeug- 
nissen, die den Regelungen der genann- 
ten Marktorganisationen oder der Han- 
delsregelung unterliegen, nach den §§ 5 
bis 16. Die Zuständigkeit nach Satz 1 
umfaßt nicht den Dienstleistungsverkehr 
auf dem Gebiete des Verkehrswesens. 
Der ßundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, zur Wahrung 
des Sachzusammenhangs abweichend 
von Satz 1 für einzelne Erzeugnisse die 
Zuständigkeit auf eine andere in Satz 1 
genannte Stelle zu übertragen. Die 
Vorschrift des § 27 findet keine An- 
wendung." 

2. In § 44 Abs. 1 Satz 1 und 3 werden die Worte 
„Einfuhrstelle für Zucker" durch die Worte „Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle für Zucker" ersetzt. 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2907 


Artikel 4 

§ 17 Abs. 1 des Durchführungsgesetzes EWG Fette 
vom 12. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 5931 erhält 
folgende Fassung: 

„In Rechtsverordnungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 3 Abs. 1 kann die Einfuhr- und Vorratsstelle oder 
die Bundesfinanzverwaltung, in Rechtsverordnungen 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 und 3, § 5 Nr. 2 und 
§ 6 kann die Einfuhr- und Vorratsstelle als für die 
Durchführung zuständige Stelle bestimmt werden." 

Artikel 5 

§ 8 Abs. 1 zweiter Halbsatz des Durchführungs- 
gesetzes EWG Milch und Milcherzeugnisse vom 
28. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 821), zuletzt 
geändert durch das Durchführungsgesetz EWG Ge- 
treide, Reis, Schweinefleisch, Eier und Geflügel- 
fleisch vom 30. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 617), 
erhält folgende Fassung: 

„dabei kann die Einfuhr- und Vorratsstelle oder die 
Bundesifinanzverwaltung als für die Durchführung 
zuständige Stelle bestimmt werden." 


Artikel 6 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, das Durchführungs- 
gesetz EWG Getreide, Reis, Schweinefleisch, Eier 
und Geflügelfleisch in der sich aus diesem Gesetz 
ergebenden Fassung neu bekanntzumachen. Er kann 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes beseitigen 
und die Paragraphenfolge ändern. 


Artikel 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der Rat der Europäischen Gemeinschaften hat am 
18. Dezember 1967 die Verordnung Nr. 1009/67/EWG 
über die gemeinsame Marktorganisation für Zuk- 
ker (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 308 vom 18. Dezember 1967 S. 1) beschlossen, 
die ab 1. Juli 1968 angewendet wird und die Uber- 
gangsregelung auf Grund der Verordnung Nr. 44/67/ 
EWG vom 21. Februar 1967 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 597) ablöst. Durch die 
gemeinsame Marktorganisation Zucker wurde die 
Verordnung Nr. 789/67/EWG des Rates vom 31. Ok- 
tober 1967 über die Einführung einer Handelsrege- 
lung für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse mit Zusatz von Zucker (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 265 vom 31. Ok- 
tober 1967 S. 1) erforderlich. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf soll durch entsprechende Ergänzungen des 
Gesetzes zur Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisationen für Getreide, Reis, Schweinefleisch, 
Eier und Geflügelfleisch vom 30. Juni 1967 die Mög- 
lichkeit geben, die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker sowie die Handelsregelung für Verar- 
beitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zu- 
satz von Zucker (Handelsregelung) innerstaatlich zu 
verwirklichen. 

Für die verwaltungsmäßige Ausführung des Geset- 
zes, insoweit es die gemeinsame Marktorganisation 
Zucker betrifft, werden vom Bund an Sach- und 
Personalkosten zusätzlich jährlich rund 300 000 DM 
aufzuwenden sein, die durch die Umwandlung der 
Einfuhrsteile für Zucker in eine Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle und die personalmäßige Verstärkung die- 
ser Stelle entstehen. Von dem vorstehenden Betrag 
entfallen rund 200 000 DM auf Personalkosten und 
rund 100 000 DM auf Sachkosten. Den Ländern und 
den Gemeinden werden keine zusätzlichen Kosten 
entstehen, für die verwaltungsmäßige Ausführung 
der Handelsregelung werden keine zusätzlichen 
Kosten aufzuwenden sein. Die Finanzierung der in 
der Verordnung Nr. 789/67/EWG (Artikel 8) und der 
Verordnung Nr. 1009/67/EWG (Artikel 9 Abs. 1, 2, 3 
und 6, Artikel 10 Abs. 1 Unterabsatz 2, Artikel 17 
und Artikel 18) vorgesehenen Maßnahmen wird 
jährlich bis zu 60 Millionen DM erfordern. Diese 
Ausgaben werden der Bundesrepublik Deutschland 
zum größten Teil aus dem Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
vergütet. Die Rückvergütung der Ausgaben für Maß- 
nahmen der Verordnung Nr. 789/67/EWG ist zwei- 
felhaft. 

Die Gemeinschaft wird voraussichtlich jährlich 
450 Millionen DM aufbringen müssen. Davon hat 
die Bundesrepublik Deutschland rund 150 Millionen 
DM zu tragen. Diese Summe wird die zu erwartenden 
Rückflüsse erheblich übersteigen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

a) Nummern 1 und 2 

Durch diese Vorschriften werden die Überschrift 
und § 1 des Durchführungsgesetzes EWG Getreide, 
Reis, Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch vom 
30. Juni 1967 auf Zucker sowie auf die Handels- 
regelung für die Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse mit Zusatz von Zucker ausgedehnt. 
Ferner werden durch Nummer 1 des neuen § 1 die 
Vorschriften des Gesetzes auf solche Erzeugnisse 
erstreckt, die nicht selbst Gegenstand einer gemein- 
samen Marktorganisation sind, auf die jedoch durch 
Verordnungen des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften die Regelungen einer gemeinsamen Markt- 
organisation für anwendbar erklärt werden (so z. B. 
die Regelungen der gemeinsamen Marktorganisation 
für Getreide auf Glukose mit einem Reinheitsgrad 
von 99 Gewichtshundertteilen und mehr durch die 
Verordnung Nr. 189/66/EWG, Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften S. 3713). 

h) Nummer 3 

Außer den Ermächtigungen, die in § 5 Nr. 1 bis 3 
des unter a) genannten Gesetzes enthalten sind, 
werden auf dem Zuckergebiet noch Ermächtigungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen über Denaturie- 
rungsprämien, Einfuhrsubventionen zu Zwecken des 
Preisausgleidis, über die Ermäßigung von Einfuhr- 
abschöpfungen, über Abgaben im Rahmen von Pro- 
duktionsregelungen, Abgaben und Vergütungen 
zum Ausgleich von Lagerkosten und über Maß- 
nahmen zum Ausgleich des Unterschiedes zwischen 
den innerstaatlichen Zuckerpreisen und den ab 
1. Juli 1968 geltenden Zuckerpreisen benötigt (Arti- 
kel 8, Artikel 9 Abs. 2, Artikel 14 Abs. 4 Unter- 
absatz 2, Artikel 16 Abs. 2, Artikel 25 Abs. 3, Arti- 
kel 27 und Artikel 37 Abs. 1 der Verordnung 
1009/67/EWG). 

Durch den neuen § 5 Abs. 2 wird festgeiegt, daß in 
den Rechtsverordnungen auch bestimmte Maß- 
nahmen zur Überwachung getroffen werden können. 


c) Nummer 4 

Der neue § 5 a enthält Vorschriften über die Ent- 
nahme von Mustern und Proben, außerdem über die 
Erhebung von Gebühren und Auslagen, die durch 
Warenuntersuchungen im Rahmen der Regelung 
über die Ausfuhrerstattungen und Produktions- 
erstattungen entstehen. 
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d) Nummer 5 

Der neue § 5 b regelt die Zuständigkeit zur Fest- 
setzung der Grundquoten und Höchstquoten für die 
Zuckerfabriken oder die die Zuckerherstellung be- 
treibenden Unternehmen. Er enthält ferner Ermäch- 
tigungen zum Erlaß von Vorschriften über die zeit- 
liche Übertragung von Zuckermengen, die über die 
Grundquote hinaus erzeugt werden, über die Über- 
wachung der Einhaltung der Quoten und über die 
Änderung dieser Quoten für den Fall von Ver- 
änderungen in der Struktur der Zuckerindustrie und 
im Zuckerrübenanbau (Artikel 23 ff., Artikel 32 und 
33, Verordnung Nr. 1027/67/EWG vom 21. Dezem- 
ber 1967 über die Festsetzung der Grundquoten für 
Zucker — Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. 313 vom 22. Dezember 1967 S. 2). 

e) Nummer 6 

Die Organe der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft haben durch die Vereinigung der Organe der 
Europäischen Gemeinschaften eine neue Bezeich- 
nung erhalten, die in dem neuen § 5 b Abs. 1 zum 
Ausdruck kommt. Um Wiederholungen dieser neuen 
Bezeichnung zu vermeiden, wurde in den nach § 5 b 
Abs. 1 folgenden Vorschriften der bisherige Zusatz, 
der sich auf die inzwischen überholte Bezeichnung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft bezog, 
gestrichen. 

f) Nummer 1 

enthält eine redaktionelle Klarstellung. 

g) Nummer 8 und 10 

ln diesen Vorschriften wird für öffentlich-rechtliche 
Streitigkeiten der Finanzrechtsweg vorgeschrieben. 
Außerdem wird festgelegt, in welchen Fällen die 
zuständige Marktordnungsstelle (Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Zucker) und in welchem auch die 
Bundesfinanzverwaltung als die für die Durch- 
führung zuständige Stelle bestimmt werden kann. 

h) Nummer 9 

Durch den neuen § 8 Abs. 4 wird das Verfahren 
über die Anfechtung von Abschöpfungsbescheiden 
auf die Erstattungsbescheide ausgedehnt. 

i) Nummer 11 

Durch diese Vorschrift wird die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Zucker als die zuständige Markt- 
ordnungsstelle für die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Zucker und das Bundesamt für Ernährung 
und Forstwirtschaft als die zuständige Markt- 
ordnungsstelle für die Handelsregelung bestimmt. 

k) Nummer 12 

Diese Vorschrift enthält eine redaktionelle An- 
passung an Artikel 3 Nr. 1 dieser Verordnung. 


}) Nummer 13 

Die hier aufgeführten Vorschriften werden durch die 
Erstreckung auf die Handelsregelung für die Ver- 
arbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit 
Zusatz von Zucker anwendbar. 


Zu Artikel 2 

Da die Einfuhrstelle für Zucker nach den neuen Vor- 
schriften Interventionsstelle wird und als solche 
auch Vorratsaufgaben übernehmen muß, ist es er- 
forderlich, daß sie in eine Einfuhr- und Vorratsstelle 
umgewandelt wird. Durch Nummer 1 wird diese 
Umwandlung vollzogen. Durch Nummer 2 werden 
die Vorschriften des Zuckergesetzes der neuen 
Rechtslage angepaßt. 


Zu Artikel 3 

Dieser Artikel ändert das Außenwirtschaftsgesetz. 

1. Nummer 1 

Durch den neuen Satz 1 des § 28 Abs. 2 a werden 

a) für den Bereich des Waren- und Dienstleistungs- 
verkehrs mit Erzeugnissen der Handelsregelung 
für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse mit Zusatz von Zucker das Bundesamt für 
Ernährung und Forstwirtschaft für zuständig er- 
klärt, 

b) die Zuständigkeitsvorschriften für Erzeugnisse 
der Marktorganisationen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft auf solche Erzeugnisse aus- 
gedehnt, die nicht selbst Gegenstand einer dieser 
Marktorganisationen sind, auf die jedoch die 
Regelungen einer Marktorganisation für anwend- 
bar erklärt werden. Auf die Begründung zu Ar- 
tikel 1 Nr. 2 wird verwiesen. 

Durch Satz 2 wird klargestellt, daß sich die 
ausschließliche Zuständigkeit der in Satz 1 ge- 
nannten Genehmigungsstellen im Bereich des 
Dienstleistungsverkehrs mit Erzeugnissen der 
gemeinsamen Marktorganisationen und der Han- 
delsregelung nicht auf das Gebiet des Verkehrs- 
wesens erstreckt. 

Satz 3 paßt die bisherigen Regelungen an den 
neuen Satz 1 an. 


2. Nummer 2 

Die Vorschrift ergibt sich aus der Umwandlung 
der Einfuhrstelle für Zucker in eine Einfuhr- und 
Vorratsstelle. 
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Zu den Artikeln 4 und 5 

Diese Vorschriften gleichen die Durchführungs- 
gesetze Fette sowie EWG Milch und Milcherzeug- 
nisse an die bereits bestehenden einschlägigen Vor- 
schriften des Durchführungsgesetzes EWG Getreide, 
Reis, Schweinefleisch, Eier und Geflügelfleisch an. 


Artikel 6 

Die Vorschrift ist wegen der Änderungen zweck- 
mäßig. 


Artikel 7 

enthält die Berlin-Klausel. 


Artikel 8 
regelt das Inkrafttreten. 
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